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Glück: Klimaschutz ist kein Grund für eine Aushöhlung der kommunalen
Selbstverwaltung

In einer Debatte über die Klimaschutzpolitik des Landes hat der energiepolitische Sprecher der
FDP/DVP Fraktion, Andreas Glück, den Vorstoß der Grünen für eine Novellierung des
Klimaschutzgesetzes kritisiert, das Grüne, SPD und CDU 2013 gemeinsam beschlossen hatten: „Die
landesgesetzlichen Klimaziele für 2020 wird Baden-Württemberg wohl um 2 bis 6 Prozentpunkte
verfehlen. Allein dies zeigt schon, dass es kaum sinnvoll ist, in symbolpolitischen Landesgesetzen
Ziele zu formulieren, zu deren Erreichung der Landesgesetzgeber selbst gar nicht entscheidend
beitragen kann. Denn die wesentlichen Kompetenzen für die Energiewende, sei es beim
Emissionshandel, bei steuerlichen Anreizen oder bei den Rahmenbedingungen des Strommarkts
liegen bei EU und Bund“, erklärte Glück.

Doch anstatt die Grenzen der eigenen Handlungsmöglichkeiten nunmehr anzuerkennen und sich auf
die tatsächlichen Möglichkeiten des Landes zu konzentrieren, etwa bei PV-Anlagen auf
Landesliegenschaften, wolle Umweltminister Untersteller für 2030 abermals eine Emissionsminderung
um 42 Prozent landesgesetzlich festschreiben. Diesmal geht Untersteller nach Sicht der Freien
Demokraten jedoch noch weiter. „Nicht nur, dass der Minister wieder verkennt, dass die
entscheidenden Regelungskompetenzen bei EU und Bund liegen, nun greift Herr Untersteller auch
noch die verfassungsrechtlich geschützte Selbstverwaltung der Kommunen an. Ob bei
Bauleitverfahren, Verkehrsplanung oder Wärmeplanung – überall wollen die Grünen die Kommunen
und Kreise ans Gängelband der Regierung nehmen.“ Zur einschlägigen Kritik des Gemeindetags sagte
Glück: „Die Kommunen sind zu Recht sauer. Sie brauchen keinen Oberaufpasser in Klimafragen. Denn
sie sind dabei schon viel weiter als die Landesregierung. Grün-Schwarz sollte die Kommunen beim
Klimaschutz unterstützen anstatt sie mit neuer Bürokratie zu belasten und zu bevormunden.“ Es
bleibe daher zu hoffen, dass die CDU-Fraktion sich mit ihrer Ablehnung zu den Forderungen
Unterstellers und der Grünen endlich einmal durchsetze. „Vielleicht braucht es ja dieses schlechte
Klima in der Regierungskoalition, um dem Weltklima etwas Gutes zu tun!“


